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Das Thema „Urlaub“  
beschäftigte den Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
 
Während Optimisten bei dem Thema „Urlaub“ an Ihre Reiseziele denken und der Pessimist an den
Stau, der auf dem Weg dorthin zu bewältigen ist, hatten sich die Richter des Europäischen Gerichts-
hofs in ganz anderer Art mit dem Thema zu befassen. 
 
Was ist mit dem Urlaubsanspruch eines verstorbenen Arbeitnehmers? 
 
Vordergründig eine klare Sache, wer tot ist, fährt nicht mehr in Urlaub. So urteilte auch das
Bundesarbeitsgericht und sah die offenen Ansprüche auf Urlaubstage als verfallen an. 
 
Anders dagegen die Richter des Europäischen Gerichtshofs, die darauf abstellen, dass jeder Tag
Urlaub in Form von Lohnfortzahlung auch in Geld aufgerechnet werden kann. Diesen Anspruch auf
Abgeltung sehen die Richter als vererbbar an, so dass die Erben hier den Gegenwert in Geld fordern
können. 
 
Mit einer weiteren Entscheidung  - die allerdings durch das deutsche Bundesurlaubsgesetz -  hier in
Deutschland keine Auswirkungen hat, hat der Gerichtshof klargestellt, dass auch Provisionen in die
Berechnung von Lohnfortzahlungen einzubeziehen sind. Unternehmen, die über Zweigniederlassun-
gen in der EU verfügen, oder dort Tochterfirmen haben, werden also an einer Anpassung  - im Prinzip
an den deutschen Rechtszustand -  nicht vorbei kommen. 
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Im ersten Fall begehrt die Klä-
gerin, ein Energieversorgungs-
unternehmen, von dem Beklag-
ten als Grundstückseigentümer
eine Vergütung für Stromliefe-
rungen in Höhe von 32.539,09
€.  
 
Der Beklagte hatte das ver-
sorgte Grundstück am 29. Ja-
nuar 2007 erworben und am
02. Februar 2007 an seinen
Sohn verpachtet. Nach dem
Pachtvertrag war der Pächter
verpflichtet, die Stromkosten
aufgrund eines eigenen Ver-
trags mit dem Versorgungsun-
ternehmen zu tragen.  
 
Der Pächter verbrauchte in der
Folgezeit erhebliche Mengen
an Strom, schloss jedoch kei-
nen Stromversorgungsvertrag
ab und teilte der Klägerin auch
nicht mit, dass er Strom ver-
brauche.  
 
Die Klägerin ließ mehrfach auf
dem Grundstück den Strom-
verbrauch ablesen und schickte
die entsprechenden Rechnun-
gen zunächst an die frühere
Grundstückseigentümerin, die
der Klägerin jeweils mitteilte,
dass sie mit dem Grundbesitz
nichts mehr zu tun habe.  
 
Am 14. Dezember 2012 erstell-
te die Klägerin gegenüber dem
Beklagten als Grundstücksei-
gentümer eine Rechnung für
den Zeitraum vom 01. Februar
2008 bis zum 30. November
2010 in Höhe von 32.539,09 €. 
 
Das Landgericht hat die auf
Zahlung dieses Betrages ge-
richtete Klage abgewiesen. Die
hiergegen gerichtete Berufung
sowie die vom Senat zugelas-
sene Revision der Klägerin sind

Stillschweigender Vertragsschluss durch Energieverbrauch? 
 

ohne Erfolg geblieben  
 
Der unter anderem für das Kauf-
recht zuständige VIII. Zivilsenat
des Bundesgerichtshofs hat ent-
schieden, dass zwischen der Klä-
gerin und dem Beklagten kein
Energieversorgungsvertrag zu-
stande gekommen ist. Denn die
Realofferte des Energieversor-
gungsunternehmens richtet sich
typischerweise an denjenigen,
der die tatsächliche Verfügungs-
gewalt über den Versorgungsan-
schluss am Übergabepunkt aus-
übt.  
 
Da es nicht maßgeblich auf die
Eigentümerstellung selbst, son-
dern auf die hierdurch vermittelte
Verfügungsgewalt über den Ver-
sorgungsanschluss am Überga-
bepunkt ankommt, ist im Streitfall
der Pächter des Grundstücks als
Adressat des Vertragsangebots
anzusehen, nicht der beklagte Ei-

gentümer. Indem der Pächter
Strom verbrauchte, nahm er aus
objektiver Sicht des Energiever-
sorgungsunternehmens die an ihn
gerichtete Realofferte konkludent
an.  
 
Die von der Klägerin behauptete,
ganz geringfügige Energieent-
nahme durch den Beklagten in
dem kurzen Zeitraum von wenigen
Tagen zwischen Eigentumserwerb
des Beklagten und Übergabe des
Grundstücks an den Pächter führt
zu keiner anderen Beurteilung.  
 
Unter Berücksichtigung der bei-
derseitigen Interessen an stabilen
Vertragsbeziehungen, deren Par-
teien mit angemessenem Aufwand
zu ermitteln sind, sind derartige
kurzfristige und geringfügige Ener-
gieentnahmen bei der Feststellung
der Vertragsparteien zu vernach-
lässigen.  
(Fortsetzung siehe Folgeseite) 
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Stillschweigender Vertragsschluss durch Energieverbrauch? 
(Fortsetzung von Seite 2) 

 

In dem zweiten Fall begehrt die
dortige Klägerin, auch ein
Energieversorgungsunterneh-
men, von der Beklagten als
Mitmieterin eines Einfamilien-
hauses in Berlin eine Ver-
gütung in Höhe von 6.964,75 €
für das in dem Einfamilienhaus
in der Zeit vom 01. Oktober
2005 bis zum 23. Juli 2008 ver-
brauchte Gas. Die Beklagte
hatte den gemeinsam mit
ihrem damaligen Lebensge-
fährten abgeschlossenen Miet-
vertrag aus "Bonitätsgründen"
als zweite Mieterin unterschrie-
ben, in dem Einfamilienhaus al-
lerdings nicht gewohnt.  
 
Das Landgericht hat der Zah-
lungsklage stattgegeben. Auf
die Berufung der Beklagten hat
das Kammergericht das Urteil
des Landgerichts abgeändert
und die Klage abgewiesen. Die
vom Berufungsgericht zugelas-
sene Revision der Klägerin, mit
der sie ihr Zahlungsbegehren
weiterverfolgte, hatte Erfolg.  
 
Der VIII. Zivilsenat des Bun-
desgerichtshofs hat seine
Rechtsprechung, dass sich das

in dem Leistungsangebot des
Energieversorgungsunterneh-
mens schlüssig enthaltene An-
gebot zum Abschluss eines Ver-
sorgungsvertrags (sogenannte
"Realofferte") typischerweise an
denjenigen richtet, der nach
außen erkennbar die tatsächli-
che Verfügungsgewalt über den
Versorgungsanschluss am Über-
gabepunkt ausübt, präzisiert.  
 
Es kommt danach nicht maß-
geblich auf die Eigentümerstel-
lung, sondern auf die hierdurch
vermittelte Zugriffsmöglichkeit
auf den Versorgungsanschluss
am Übergabepunkt an.  
 
Soweit das Grundstück vermie-
tet oder verpachtet ist, steht die
tatsächliche Verfügungsgewalt
entsprechend der aus dem Miet-
vertrag folgenden rechtlichen
Befugnis dem Mieter zu.  
 
Das gilt auch für mehrere ge-
meinschaftliche Mieter eines
Einfamilienhauses. Dementspre-
chend richtet sich mangels an-
derer Anhaltspunkte das Ver-
tragsangebot des Versorgungs-
unternehmens regelmäßig an

sämtliche Mieter.  
 
Das typischerweise an alle Mie-
ter gerichtete Angebot des Ener-
gieversorgungsunternehmens 
wird von demjenigen, der die
Energie entnimmt, konkludent
angenommen, und zwar sowohl
für sich selbst, als auch im Wege
der Stellvertretung für die übri-
gen Mieter. Die Vertretungs-
macht beruht im Streitfall jeden-
falls auf den Grundsätzen der
Duldungsvollmacht. Indem die
Beklagte den Mietvertrag un-
terzeichnete und den Mitmieter
im Anschluss daran allein in das
Haus einziehen ließ, duldete sie
es willentlich, dass er die – zur
Nutzung zwingend erforderliche
– Heizung in Betrieb nahm, Gas
verbrauchte und damit die Rea-
lofferte der Klägerin annahm.  
(BGH, Urteil vom 02.07.2014, Az.
VIII ZR 316/13 und BGH, Urteil vom
22.07.2014, Az. VIII ZR 313/13) 
 
Jens Klarmann 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Arbeitsrecht 
Kiel 
Kontakt: j.klarmann@pani-c.de 
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Viele Webseitenbetreiber analy-
sieren ihre Webseiten mit Hilfe
von Trackingtools wie Google
Analytics oder Piwik. Da die
meisten Webseiten jedoch von
Dienstleistern erstellt werden,
denen juristische Kenntnisse
fehlen und die auch nicht
juristisch beraten werden, fehlen
in vielen Datenschutzerklärun-
gen Hinweise auf den Einsatz
entsprechender Trackingtools. 
 
Das Landgericht Frankfurt hat
Anfang des Jahres diesbezüg-
lich entschieden, dass das Feh-
len der gesetzlich vorgeschrie-
benen Hinweise auf den Einsatz
der Trackingtools und die Wider-
spruchsmöglichkeit einen Wett-
bewerbsverstoß darstellen kann.
 
Sachverhalt 
Das einstweilige Verfügungsverfah-
ren betraf zwei Unternehmen, die
im Bereich der Softwareerstellung
und -lizenzierung tätig sind und mit-
einander in Wettbewerb stehen.

Wettbewerbsverstoß bei fehlendem Hinweis auf den Einsatz von
Trackingtools in der Datenschutzerklärung  

Der Streit zwischen den Unterneh-
men betraf unter anderem den feh-
lenden Hinweis auf die Nutzung des
Trackingtools Piwik und eine diesbe-
zügliche Widerspruchsmöglichkeit in
der Datenschutzerklärung der An-
tragsgegnerin. 
 
Die Antragstellerin verlangte in dem
Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Verfügung unter anderem, dass die
Vorgaben des Beschlusses des
Düsseldorfer Kreises vom 26./27.
November 2009 hinsichtlich des da-
tenschutzkonformen Einsatzes von
Analyseverfahren zur Reichwieten-
messung bei Internet-Angeboten
eingehalten werden müssten. 
 
Entscheidung 
Das Gericht urteilte, dass hinsicht-
lich des fehlenden Hinweises auf
den Einsatz des Trackingtools Piwik
ein wettbewerbsrechtlicher Verstoß
gemäß §§ 8, 3, 4 Nr. 11 UWG
(Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb) in Verbindung mit §§ 15
Abs. 3, 13 Abs. 1 TMG (Teleme-

diengesetz) vorliege. 
 
Das Gericht lehnte allerdings das
Erfordernis der Einhaltung der
Vorgaben des  Beschlusses des
Düsseldorfer Kreises vom 26./27.
November 2009 als zu weitgehend
ab. 
 
Allerdings müsse der Nutzer der
Webseite gemäß §§ 15 Abs. 3, 13
Abs. 1 TMG zu Beginn des Be-
suchs der Webseite, und auch
später jederzeit abrufbar, auf seine
Widerspruchsmöglichkeit hinge-
wiesen werden. Diese Verpflich-
tungen gelten auch für den Einsatz
von Piwik. 
 
Soweit die Nutzerdaten bei dem
Einsatz von Piwik anonymisiert
und die Profile auch nicht mit an-
deren Daten eines Pseudonyms
zusammengeführt würden, bedür-
fe es jedoch keiner Unterrichtung
des Nutzers über Art, Umfang und
Zweck der Erhebung und Verwen-
dung von personenbezogenen
Daten und das Erfordernis einer
Einwilligung zu dieser Nutzung, da
bei einer Anonymisierung gerade
keine personenbezogenen Daten
erhoben würden. 
 
Weiterhin müsse darauf geachtet
werden, dass das erstellte Profil
eines Nutzers zwar verschiedene
Information enthalten, den Nutzer
jedoch nicht identifizierbar machen
dürfe, da ansonsten eine Einwilli-
gungserklärung des Nutzers hier-
zu erforderlich sei. 
 
Eine Anonymisierung der Nutzer-
daten liege gemäß § 3 Abs. 6
BDSG (Bundesdatenschutzge-
setz) vor, wenn die erhobenen
personenbezogenen Daten so ver-
ändert würden, dass einzelne In-
formationen über persönliche oder
sachliche Verhältnisse nicht mehr 
 
(Fortsetzung siehe Folgeseite) 
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mit einer bestimmten Person in
Verbindung gebracht werden
könnten. 
 
Des Weiteren urteilte das Ge-
richt, dass die Datenschutzer-
klärung, die sich unter der Ru-
brik "Kontakte" auf der Websei-
te der Antragsgegnerin befand,
nicht den gesetzlichen Anfor-
derungen entspreche, da der
Hinweis nicht "zu Beginn des
Nutzungsvorgangs" und nicht
"jederzeit abrufbar" sei. Der
Nutzer einer Webseite rechne
nicht damit, dass sich unter der
Rubrik "Kontakt" eine Daten-
schutzerklärung befinde. 

Wettbewerbsverstoß bei fehlendem Hinweis auf den Einsatz von
Trackingtools in der Datenschutzerklärung  

Die gesetzlichen Vorschriften
seien vielmehr dann eingehal-
ten, wenn z. B. ein deutlich her-
vorgehobener Hinweis mit einer
Verlinkung auf der Startseite ei-
ner Webseite enthalten sei. 
 
Fazit 
Diese Entscheidung zeigt, wie
wichtig die rechtskonforme Ge-
staltung einer Datenschutzerklä-
rung ist. Um kostspielige Ab-
mahnungen zu vermeiden, soll-
ten Sie Ihre Webseite auf ent-
sprechende Rechtsfehler hin
überprüfen lassen. Dasselbe gilt
zum Beispiel für den Einsatz von
Cookies. Viele Webseitenbetrei-

ber wissen allerdings gar nicht,
dass auf ihrer Webseite Cookies
oder Analysetools eingesetzt
werden. 
(LG Frankfurt, Urteil vom 18.
Februar 2014, AZ: 3-10 O 86/12) 
 
Manfred Wagner 
Rechtsanwalt 
Saarbrücken 
Kontakt: wagner@webvocat.de 
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Nach einer Schätzung der Firma
„The Radicati Group Inc.“, veröf-
fentlicht unter anderem durch die
Statista GmbH (www.statista.de),
werden in 2014 pro Tag weltweit
ca. 110 Milliarden private und ca.
83 Milliarden geschäftliche E-Mail
verschickt.  
 
Dabei lag Deutschland in einem
Vergleich der 10 Länder mit der
größten Reichweite von Web-
maildiensten in Europa Mitte
2012 noch auf dem letzten Platz
(Quelle: comscore.com; veröf-
fentlich durch die Statista
GmbH), so dass davon auszuge-
hen ist, dass der Anteil der priva-
ten und geschäftlichen E-Mails in
Deutschland noch hinter den an-
deren europäischen Ländern hin-
terher hinkt. 
 
Wer das Kommunikationsmedi-
um E-Mail insbesondere im Ge-
schäftsverkehr nutzt, weiß um
den zeitlichen Aufwand, der
durch unerwünschte „Spam-
Mails“ entsteht, aber auch die
Veränderung in den Arbeitsab-
läufen, wenn jederzeit die Anzei-
ge „Sie haben Post“ aufleuchten
kann. Ein Phänomen, welches
mit der Briefpost undenkbar war
und im Ergebnis zu einer Be-
schleunigung der Kommunikation
geführt hat, deren Kehrseite auch
die Erwartungshaltung ist, jeder-
zeit und in eben dieser Ge-
schwindigkeit eine Antwort zu er-
halten. 
 
Neben diesen Risiken der Mehr-
belastung durch Spam-Mails und
der Auswirkungen auf die Ar-
beitsorganisation bringt der E-
Mail-Account aber noch weitere
Risiken mit sich, die nicht jeder

für sich erkannt hat: 
 
Mailadresse auf dem Briefbo-
gen 
Nach einer Entscheidung des
Landgerichts Bonn (Urteil vom
10.01.2014, AZ: 15 O 189/13) in
einem Haftungsprozess gegen ei-
nen Rechtsanwalt wird klarge-
stellt, dass das Führen der Mailad-
resse auf dem Briefbogen zur Er-
öffnung eines Kommunikationswe-
ges führe, den der Betroffene
dann auch regelmäßig, (nach der
Entscheidung täglich), zu kontrol-
lieren habe. 
 
Diese gegen den Rechtsanwalt er-
gangene Entscheidung gilt glei-
chermaßen für alle geschäftlich
unterhaltenen E-Mailkonten, d.h.
der Zugang in einem solchen Kon-
to muss der Kontoinhaber gegen
sich geltend lassen, auch wenn er
selbst das Konto nicht regelmäßig
kontrolliert. Hier gilt nichts ande-
res, als wenn der Geschäftsbrief-
kasten nur einmal in der Woche
geleert wird. 
 
SPAM-Ordner? 
Nach der oben zitierten Entschei-
dung des Landgerichts Bonn, er-
streckt sich die Sorgfaltspflicht
aber nicht nur auf den Ordner Ein-
gangspost des genutzten E-Mail-
Programms sondern auch auf den
Spam-Ordner, um versehentlich
als Werbung aussortierte E-Mails
wieder in den Posteingangsordner
zurück holen und bearbeiten zu
können.  
 
E-Mail und Urlaub? 
Gerade in Rechtsanwalts- oder
Steuerberaterkanzleien, aber auch
bei vielen Klein- und mittelständi-
schen Betrieben ist der geschäftli-

che E-Mail-Verkehr „Chef-Sache“,
so dass die E-Mails allein auf
dem PC des Chefs einsehbar
sind. Dies bedeutet, dass bei ein-
gehenden E-Mails mit fristgebun-
denem Inhalt auch während des
Urlaubs das E-Mail-Postfach re-
gelmäßig geleert werden muss,
zumindest in solchen Abständen,
dass ein Fristversäumnis ausge-
schlossen werden kann. 
 
Wer also im Urlaub tatsächlich
ungestört sein möchte, oder an
seinem Urlaubsort nicht immer si-
cherstellen kann, dass er das
Postfach leeren kann, muss tech-
nisch dafür Sorge tragen, dass
das Postfach im Büro z.B. durch
einen Mitarbeiter geleert werden
kann. 
 
Wer dieses geschäftliche Post-
fach auch für private Post nutzt,
muss sich daher entscheiden,
entweder während des Urlaubs
selbst die Kontrolle vornehmen
und gegebenenfalls Fristsachen
an das Büro weiter leiten, oder in
Kauf nehmen, dass die Sekretärin
auch die private E-Mail-Post le-
sen kann.  
 
Organisatorisch sinnvoll ist es da-
her sicherlich, durch die Tren-
nung in ein privates und ein ge-
schäftliches Postfach für die Ur-
laubszeit die geschäftlichen E-
Mails auf das Postfach der Sekre-
tärin umzuleiten. 
 
E-Mail und Krankheit 
Während der Urlaub noch eine
planbare Zeit darstellt, in denen
der Kanzlei- oder Geschäftsinha-
ber ortsabwesend ist und durch  
 
(Fortsetzung siehe Folgeseite) 

S C H W E R P U N K T T H E M A : 
Risiko E-Mail?  
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eine entsprechende Program-
mierung am E-Mail-Server die
geschäftlichen E-Mails eben
weiter geleitet werden können,
stellt die Erkrankung ein weitaus
größeres Risiko dar, da der
Krankheitsfall eben selten zeit-
lich planbar ist.  
 
Aber auch während dieses Zeit-
raumes müssen die eingehen-
den geschäftlichen E-Mails re-
gelmäßig kontrolliert werden
können, um Fristversäumnisse
zu vermeiden. 
 
Problematisch an dieser Situ-
ation ist zumeist, dass bei klei-
neren Kanzlei- oder Betriebsein-
heiten der erkrankte Chef der
einzige ist, der mit den entspre-
chenden Passwörtern die Ände-
rungen an den Einstellungen
des E-Mail-Servers vornehmen
kann.  
 
Es empfiehlt sich, für solche Fäl-
le entweder in der Person des
Netzwerkadministrators oder der

persönlichen Sekretärin noch ei-
ne Person zu haben, die über die
erforderlichen Passwörter verfügt
und so die erforderlichen Ände-
rungen vornehmen kann. 
 
 
E-Mail-Konten des Personals 
Die Verwendung einer einzigen
E-Mail-Adresse für die gesamte
Kanzlei oder das gesamte Unter-
nehmen gehört heute eigentlich
der Vergangenheit an. Die Orga-
nisation des E-Mail-Verkehrs ist
heute weitgehend so, dass es ei-
ne zentrale Eingangsadresse
gibt und daneben der Chef und
jeder Mitarbeiter über eine eige-
ne Adresse für die Kanzlei oder
das Unternehmen verfügen. 
 
Solange diese Adressen aus-
schließlich im Sinne eines Intra-
net, also der internen Kommuni-
kation im Unternehmen diesen,
erscheint dies unproblematisch.
Die Wahrscheinlichkeit, dass ein
Mitarbeiter dann auf seinem
Konto allein über die Informatio-

nen verfügt, die eine Fristsache
betreffen, ist denkbar gering und
würde für sich gesehen ein Orga-
nisationsdefizit darstellen. 
 
Anders sieht es dagegen aus,
wenn der Mitarbeiter über eine ei-
gene Adresse verfügt und mit die-
ser Adresse auch mit Mandanten
oder Kunden korrespondiert. Hier
handelt es sich dann zwar nicht
unbedingt um eine Adresse, die
als Kommunikationsweg durch
Veröffentlichung auf dem Briefpa-
pier eröffnet wurde, aber zumin-
dest um einen Kommunikations-
weg, auf dessen Nutzbarkeit der
Mandant oder Kunde vertrauen
darf, wenn sich der Mitarbeiter
über diesen Weg beim Mandan-
ten oder Kunden meldet.  
 
Auf jeden Fall ist für den Kanzlei-
oder Unternehmensinhaber die
Rechtsscheinhaftung eröffnet. 
 
 
(Fortsetzung siehe Folgeseite) 
 

 
 
 
 
 
 

  

 

Risiko E-Mail?  
(Fortsetzung von Seite 6) 
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Dies bedeutet, dass auch in Be-
zug auf Mitarbeiter eine regelmä-
ßige Kontrolle der Postfächer (so-
wohl im Urlaubs-, als auch im
Krankheitsfall) erfolgen muss. 
 
Dass die Mitarbeiter unter dem
Gesichtspunkt des Datenschutzes
darauf hingewiesen werden müs-
sen, versteht sich von selbst und
ergibt sich bei professioneller Nut-
zung eines E-Mail-Servers bereits
daraus, dass dieser Server in der
Regel eine Datensicherung der E-
Mails, also auch der Mitarbeiter-
E-Mails vornimmt.  
 
Eingangsrechnungen als E-
Mails 
Ein weiteres Problem stellt der
Umgang mit eingehenden Rech-
nungen per E-Mail dar. Häufig
werden diese im Format „pdf“
übersandt und vom Rechnungs-
empfänger einfach ausgedruckt
und wie eine normale Papierrech-
nung behandelt. 
 
Nach dem Steuerrechtsvereinfa-
chungsgesetz 2011 vom 01.11.
2011 (BGBl. I, S. 2131) wurde die
Papierrechnung und die elektroni-
sche Rechnung zwar gleichge-
stellt, ohne dass die elektronische
Rechnung eine besonderes elek-
tronisches Zertifikat enthalten
muss, so dass bereits die im For-
mat pdf oder jpeg übertragene
Rechnung gültig ist, dies bedeutet
jedoch nicht, dass die elektro-
nisch übertragene Rechnung ein-
fach ausgedruckt werden darf. 
 
Nach § 14b UStG müssen Papier-
und elektronische Rechnung 10
Jahre aufbewahrt werden, wobei
über § 147 AO auch die seit 1995
bestehenden „Grundsätze zum
Datenzugriff und zur Prüfbarkeit
digitaler Unterlagen“ – GdPdU
weiterhin zu beachten sind (vgl.
Rundschreiben des BMF, AZ: IV

D 2 - S 7287-a/09/10004 :003). 
 
Dies bedeutet, dass die elektroni-
sche Rechnung für die Buchhal-
tung ausgedruckt werden darf, um
diese z.B. dem Kontoauszug bei-
zufügen und dort die Kontierungs-
vermerke anzubringen. Daneben
ist aber auch die E-mail oder für
den Fall der Übertragung mittels
Download die heruntergeladene
Datei ebenfalls für 10 Jahre aufzu-
bewahren und so zu archivieren,
dass diese „Originalrechnung“ bei
einer Außenprüfung auch dem
Prüfer gezeigt und geöffnet wer-
den kann. 
 
Es empfiehlt sich also, steuerlich
relevante E-Mails (oder Dateien)
auch gesondert aufzubewahren,
damit diese nicht unter tausenden
von E-Mails oder Dateien gesucht
werden müssen, wenn der Be-
triebsprüfer diese E-Mail zur Kon-
trolle der Rechnung sehen will. 
 
Gerade dies elektronische Rech-
nung wird im Geschäftsverkehr
zunehmend an Bedeutung gewin-
nen, nachdem das „Forum elektro-
nische Rechnung Deutschland“ im
Juni diesen Jahres ein neues ein-
heitliches Rechnungsformat „Zug-
pferd“ vorgelegt hat, welches in
die im Format „pdf“ vorgelegte
Rechnung die Rechnungsdaten
nochmals in einem durch die
Buchhaltungsprogramme verar-
beitungsfähigen Format imple-
mentiert vorhält. Die Rechnung
kann so automatisiert verbucht
werden. 
 
E-Mails als Handelsbriefe 
Auch die Frage, ob und welche E-
Mails aufbewahrt werden müssen,
ist für viele Unternehmer unklar.
Neben den steuerrechtlichen Vor-
gaben nach § 147 AO, enthält
auch das Handelsrecht Regelun-
gen, obwohl es den Begriff „E-

Mail“ gar nicht enthält. Im Han-
delsgesetzbuch (HGB) wird inso-
weit nur von Handelsbriefen ge-
sprochen.  
 
Sowohl § 238 HGB in Bezug auf
die Buchführungspflichten, als
auch § 257 HGB in Bezug auf die
Regelung allgemeiner Aufbewah-
rungspflichten und die Aufbewah-
rungsfristen enthält diesen Begriff
des Handelsbriefs. 
 
Nach § 257 Abs. 2 HGB sind
Handelsbriefe die Schriftstücke,
die Geschäftsabschlüsse, deren
Durchführung und ggfs. seine
Rückabwicklung betreffen. Da-
nach sind folgende Schriftstücke
als Handelsbriefe einzuordnen,
ungeachtet der Frage, ob diese
per E-Mail vorliegen oder nicht:
Aufträge, Auftragsbestätigungen,
Lieferscheine, Frachtbriefe,
Rechnungen, Reklamationen
samt Korrespondenz hierzu, Gut-
schriften, Zahlungsbelege, Über-
weisungsträger, Kontoauszüge,
Kontoabschlüsse und Barquittun-
gen, sowie die den Geschäftsvor-
fall betreffenden Verträge.  
 
Strafbarkeit droht! 
Die Verletzung der Aufbewah-
rungspflicht nach § 257 HGB
kann für den Unternehmer, zu-
dem noch die Gefahr der eigenen
Strafbarkeit begründen. Nach §
283 Abs. 6 StGB begründet im
Falle der Überschuldung oder bei
drohender oder eingetretener
Zahlungsunfähigkeit die Verlet-
zung der Aufbewahrungspflicht
die Strafbarkeit, wenn dadurch
die Übersicht über den Vermö-
gensstand erschwert wird.  
 
Gleiches gilt nach § 238b Absatz
1 Nr. 2 StGB auch außerhalb ei-
ner Unternehmenskrise (Über- 
 
(Fortsetzung siehe Folgeseite) 

Risiko E-Mail? 
(Fortsetzung von Seite 7) 
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Risiko E-Mail? 
(Fortsetzung von Seite 8) 

schuldung oder drohende oder
eingetretene Zahlungsfähigkeit). 
 
FAZIT:  
Jeder Unternehmer sollte sich
darüber im Klaren sein, dass er
nach dem Steuerrecht und dem
Handelsrecht verpflichtet ist, die-
jenigen E-Mails die seine
Steuerpflichten betreffen, oder
rechtlich als Handelsbriefe zu
werten sind, rechtssicher aufzu-
bewahren. 
 
Er sollte organisatorisch so auf-
gestellt sein, dass er durch re-
gelmäßige Kontrolle seiner E-

Mail-Postfächer Fristversäumnis-
se ausschließen kann, dies gilt
insbesondere, wenn es zu den
unternehmerischen Aufgaben
gehört, für Dritte Fristen zu wah-
ren, wie dies regelmäßig bei
Rechtsanwälten und Steuerbera-
tern der Fall ist. 
 
Letztlich sollte sich jeder Nutzer
von E-Mails auch bewusst sein,
dass der Versand von E-Mails
dem einer Postkarte gleicht, also
von jedem, der berechtigt oder
unberechtigt innerhalb des Ver-
sandweges Zugriff nehmen
kann, der Inhalt der E-Mail ge-

lesen werden kann. Dies gilt nicht
nur für den direkten Inhalt, son-
dern auch für angehängte Da-
teien.  
 
Auch hier sollte der gewerbliche
Nutzer durch entsprechende Soft-
ware, wie beispielhaft dem Sys-
tem FTAPI, Gewähr dafür bieten,
dass der Inhalt seiner E-Mails
vertraulich behandelt wird. 
 
Jürgen Möthrath 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Strafrecht 
Worms 
Kontakt: kanzlei@ramoethrath.de 
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Der unter anderem für das
Wettbewerbsrecht zuständige I.
Zivilsenat des Bundesgerichts-
hofs hat über die wettbewerbs-
rechtliche Zulässigkeit des au-
tomatisierten Abrufs von Daten
von einer Internetseite, um sie
auf einer anderen Internetseite
anzuzeigen (das sogenannte
„Screen Scraping"), entschie-
den. 
 
Die Klägerin ist eine Fluggesell-
schaft, die preisgünstige Linienflü-
ge anbietet. Sie vertreibt ihre Flü-
ge ausschließlich über ihre Inter-
netseite sowie ihr Callcenter und
bietet dort auch die Möglichkeit
zur Buchung von Zusatzleistun-
gen Dritter an, wie beispielsweise
Hotelaufenthalte oder Mietwagen-
reservierungen.  
 
Bei der Buchung eines Fluges
über die Internetseite der Klägerin
muss ein Kästchen angekreuzt
werden. Damit akzeptiert der
Buchende die Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen der Klägerin.
In diesen Bedingungen untersagt
die Klägerin den Einsatz eines au-
tomatisierten Systems oder einer
Software zum Herausziehen von
Daten von ihrer Internetseite, um
diese auf einer anderen Internet-
seite anzuzeigen.  
 
Die Beklagte betreibt im Internet
ein Portal, über das Kunden Flüge
verschiedener Fluggesellschaften
online buchen können. Dort wählt
der Kunde in einer Suchmaske ei-
ne Flugstrecke und ein Flugdatum
aus. Ihm werden sodann entspre-
chende Flüge verschiedener Flug-
gesellschaften aufgezeigt, unter
anderem solche der Klägerin.
Wählt der Kunde einen Flug aus,
werden ihm die genauen Flugda-

ten und der von der Fluggesell-
schaft verlangte Flugpreis ange-
zeigt. Die für die konkrete Anfrage
des Kunden erforderlichen Daten
werden von der Beklagten auto-
matisch von den Internetseiten der
Fluggesellschaften abgerufen.  
 
Die Beklagte erhebt für ihre Ver-
mittlung Gebühren, die während
der Buchung auf ihrem Portal dem
von der Klägerin verlangten Flug-
preis hinzugerechnet werden. Die
Klägerin sieht in dem Verhalten
der Beklagten eine missbräuchli-
che Nutzung ihres Buchungssys-
tems und ein unzulässiges Ein-
schleichen in ihr Direktvertriebs-
system. Sie hat die Beklagte auf
Unterlassung der Vermittlung von
Flugbuchungen in Anspruch ge-
nommen.  
 
Das Landgericht hat die Klage ab-
gewiesen. Auf die Berufung der
Klägerin hat das Oberlandesge-
richt die Beklagte antragsgemäß
zur Unterlassung verurteilt. Es hat
angenommen, der geltend ge-
machte Unterlassungsanspruch
sei wegen unlauteren Schleichbe-
zugs gemäß § 4 Nr. 10 UWG be-
gründet. Auf die Revision der Be-
klagten hat der Bundesgerichtshof
das Berufungsurteil aufgehoben
und die Sache zur neuen Ver-
handlung und Entscheidung an
das Oberlandesgericht zurückver-
wiesen.  
 
Der Bundesgerichtshof hat eine
wettbewerbswidrige Behinderung
der Klägerin gemäß § 4 Nr. 10
UWG verneint. Im Streitfall führt
eine Gesamtabwägung der Inte-
ressen der Mitbewerber, der Ver-
braucher sowie der Allgemeinheit
nicht zu der Annahme, dass die
Klägerin durch die beanstandete

Vermittlung von Flügen durch die
Beklagte ihre Leistungen am
Markt durch eigene Anstrengun-
gen nicht mehr in angemessener
Weise zur Geltung bringen kann. 
 
Erforderlich ist insoweit eine Be-
einträchtigung der wettbewerbli-
chen Entfaltungsmöglichkeit, die
über die mit jedem Wettbewerb
verbundene Beeinträchtigung hi-
nausgeht und bestimmte Unlau-
terkeitsmomente aufweist. Allein
der Umstand, dass sich die Be-
klagte über den von der Klägerin
in ihren Geschäftsbedingungen
geäußerten Willen hinwegsetzt,
keine Vermittlung von Flügen im
Wege des sogenannten "Screen-
Scraping" zuzulassen, führt nicht
zu einer wettbewerbswidrigen
Behinderung der Klägerin.  
 
Ein Unlauterkeitsmoment kann
allerdings darin liegen, dass eine
technische Schutzvorrichtung
überwunden wird, mit der ein Un-
ternehmen verhindert, dass sein
Internetangebot durch übliche
Suchdienste genutzt werden
kann. Einer solchen technischen
Schutzmaßnahme steht es aber -
anders als es das Berufungsge-
richt angenommen hat - nicht
gleich, dass die Klägerin die Bu-
chung von Reisen über ihre Inter-
netseite von der Akzeptanz ihrer
Geschäfts- und Nutzungsbedin-
gungen durch Ankreuzen eines
Kästchens abhängig macht und
die Beklagte sich über diese Be-
dingungen hinwegsetzt.  
 
Der Bundesgerichtshof hat auch
nicht angenommen, dass die In-
teressen der Klägerin die der Be-
klagten überwiegen.  
 
(Fortsetzung siehe Folgeseite) 

Ist "Screen Scraping" in Bezug auf Flugvermittlung im Internet  
wettbewerbsrechtlich zulässig? 
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Ist "Screen Scraping" in Bezug auf Flugvermittlung im Internet  
wettbewerbsrechtlich zulässig? 
(Fortsetzung von Seite 10) 

Das Geschäftsmodell der Be-
klagten fördert die Preistranspa-
renz auf dem Markt der Flugrei-
sen und erleichtert dem Kunden
das Auffinden der günstigsten
Flugverbindung.  
 
Dagegen wiegen die Interessen
der Klägerin daran, dass die
Verbraucher ihre Internetseite di-
rekt aufsuchen und die dort ein-

gestellte Werbung und die Mög-
lichkeiten zur Buchung von Zu-
satzleistungen zur Kenntnis neh-
men, nicht schwerer.  
 
Das Oberlandesgericht wird nun-
mehr zu prüfen haben, ob der
Klägerin Ansprüche wegen Irre-
führung und nach den Grundsät-
zen des wettbewerbsrechtlichen
Leistungsschutzes zustehen.  

(BGH, Urteil vom 30.04.2014, AZ:
I ZR 224/12) 
 
Dr. Jan Felix Isele 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für gewerblichen 
Rechtsschutz 
Frankfurt am Main 
Kontakt:  
ra.dr.isele@danckelmann-kerst.de 

Mindestgröße für Pilotinnen und Piloten 
 

Das Landesarbeitsgericht
Köln hatte am 25. Juni 2014
über die Berufung einer jun-
gen Frau zu entscheiden, die
wegen ihrer Körpergröße von
161,5 cm nicht zur Pilotenaus-
bildung zugelassen wurde. 
 
Ein Tarifvertrag, der Auswahl-
richtlinien für die Pilotenausbil-
dung enthält, sieht eine Mindest-
größe von 165 cm vor. Die Klä-
gerin beruft sich auf das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz
(AGG). Sie verlangt insgesamt
135.000,00 Euro als Schadens-
ersatz und Entschädigung. Die
Klägerin sieht in der Mindestgrö-
ße eine mittelbare Diskriminie-
rung wegen des Geschlechts,
weil Frauen im Durchschnitt klei-
ner seien als Männer. 
 
Die Klägerin hatte gegen die
Lufthansa AG und ihre Tochter-
gesellschaft, die Lufthansa Flight
Training GmbH, Klage erhoben.
Die Lufthansa AG führt das Be-
werbungsverfahren durch, wäh-
rend die Lufthansa Flight Trai-
ning GmbH den Schulungsver-
trag mit erfolgreichen Bewerbe-
rinnen und Bewerbern ab-
schließt. Die Fluggesellschaft

hatte sich für die im Tarifvertrag
vorgesehene Mindestgröße da-
rauf berufen, diese sei erforder-
lich, um Flugzeuge sicher zu
steuern. 
 
Das Landesarbeitsgericht hat in
der mündlichen Verhandlung
deutlich gemacht, dass es, wie
das erstinstanzliche Gericht, von
einer durch sachliche Gründe
nicht gerechtfertigten mittelbaren
Diskriminierung ausgeht. Es hat
darauf hingewiesen, dass ande-
re Fluggesellschaften deutlich
geringere Mindestgrößen verlan-
gen. 
 
Trotzdem hat das Gericht im Er-
gebnis die klageabweisende Ent-
scheidung des Arbeitsgerichts
bestätigt. Das Landesarbeitsge-
richt hat entschieden, dass An-
sprüche nach dem AGG nur ge-
genüber der Lufthansa Flight
Training GmbH erhoben werden
konnten, weil diese und nicht die
Lufthansa AG die potentielle Ar-
beitgeberin der Klägerin gewe-
sen wäre. Das Gericht sah aber
die Berufung der Klägerin ge-
genüber dieser Beklagten als
unzulässig an, weil die Klägerin
in ihrer Berufungsbegründung

nicht in formell ausreichender
Weise auf die Entscheidungs-
gründe des Arbeitsgerichts einge-
gangen war. 
 
Gegenüber der Lufthansa AG, die
das Bewerbungsverfahren durch-
geführt hatte, hat das Landesar-
beitsgericht die Ansprüche abge-
wiesen, weil die von der Klägerin
erhobenen Schadensersatzan-
sprüche (wegen Vermögensschä-
den) nur auf das AGG hätten ge-
stützt werden können und es für
ein Schmerzensgeld an der not-
wendigen schwerwiegenden Ver-
letzung des allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts fehle. 
 
Das Gericht hat, soweit es um die
Ansprüche der Klägerin gegen-
über der Lufthansa AG geht, die
Revision zum Bundesarbeitsge-
richt zugelassen. 
(LAG Köln, Urteil vom 25. Juni 2014,
AZ: 5 Sa 75/14) 
 
Frhr. Fenimore von Bredow 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Arbeitsrecht 
Köln  
Kontakt:  
v.bredow@dvbw-legal.de 
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Der Europäische Gerichtshof
(EuGH) hat kürzlich entschie-
den, dass der Anspruch eines
Arbeitnehmers auf bezahlten
Jahresurlaub geht mit seinem
Tod nicht untergeht! 
 
In dem Urteil hat der EuGH klar-
gestellt, dass das Unionsrecht
einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten oder Gepflogenheiten entge-

gensteht, wonach der Anspruch
auf bezahlten Jahresurlaub ohne
Begründung eines Abgeltungsan-
spruchs für nicht genommenen
Urlaub untergeht, wenn das Ar-
beitsverhältnis durch den Tod des
Arbeitnehmers endet. Er stellte
weiter fest, dass diese Abgeltung
nicht davon abhängt, dass der Be-
troffene im Vorfeld einen Antrag
gestellt hat. 

Der Gerichtshof betonte, dass
der Begriff des bezahlten Jahres-
urlaubs bedeutet, dass für die
Dauer des Jahresurlaubs das
Entgelt des Arbeitnehmers fortzu-
zahlen ist. Ein finanzieller Aus-
gleich im Fall der Beendigung
des Arbeitsverhältnisses durch
den Tod des Arbeitnehmers stellt
die praktische Wirksamkeit des
Urlaubsanspruchs sicher. Der un-
wägbare Eintritt des Todes des
Arbeitnehmers darf nicht rückwir-
kend zum vollständigen Verlust
des Anspruchs auf bezahlten
Jahresurlaub führen. 
 
Entschieden hatte der EuGH
aufgrund einer Vorlage durch das
Landesarbeitsgericht in Hamm.
In dem Fall hatte eine Witwe von
dem früheren Arbeitgeber ihres
verstorbenen Ehemannes einen
finanziellen Ausgleich dafür ver-
langt, dass ihr Ehemann vor sei-
nem Tode mehr als 140 Tage Ur-
laub wegen Krankheit nicht antre-
ten konnte. 
(EuGH, Urteil vom 12.06.2014, AZ: 
C-118/13) 
 
Michael Henn 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Arbeitsrecht 
Fachanwalt für Erbrecht 
Stuttgart 
Kontakt: henn@drgaupp.de 
 

Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub geht
mit seinem Tod nicht unter! 
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Anspruch auf ein Firmenfahrzeug im Krankheitsfalle,  
während Mutterschutz oder Elternzeit? 

 Viele Unternehmen überlassen
ihren Mitarbeitern Firmenfahr-
zeuge, die auch uneinge-
schränkt privat genutzt werden
dürfen. Diese Überlassung zur
privaten Nutzung ist geldwerter
Vorteil und Sachbezug, der der
Steuer- und Abgabenlast unter-
liegt. Er ist Teil der Arbeitsvergü-
tung.  
 
Im Falle der Arbeitsunfähigkeit
ist der Arbeitgeber gemäß § 3
Abs. 1 Satz 1 EFZG für die
Dauer von max. 6 Wochen zur
Entgeltfortzahlung verpflichtet.
Diese Verpflichtung bezieht sich
auf das gesamte vom Arbeitge-
ber geschuldete Entgelt. Das ge-
samte vom Arbeitgeber geschul-
dete Entgelt umfasst auch die
Überlassung des PKW zur priva-
ten Nutzung. Nach Ablauf der 6-
Wochen-Frist entfällt die Ver-
pflichtung zur Zahlung von Ent-
gelt. Damit erlischt auch der An-
spruch des Mitarbeiters auf die
private Nutzung des PKW, da
diese Entgeltbestandteil ist (vgl.
hier BAG vom 14.12.2010, 9
AZR 631/09). 
 
Mit Beginn der Mutterschutzfrist
werden die wechselseitigen
Hauptleistungspflichten aus dem

Arbeitsvertrag suspendiert, d. h.
der Arbeitgeber schuldet keine
Vergütung, die Schwangere wird
von ihrer Verpflichtung zur Ar-
beitsleistung entbunden. Inso-
fern wird es sich aufdrängen,
dass die Mitarbeiterin nunmehr
verpflichtet ist, den Firmenwagen
herauszugeben, da der Sachbe-
zug der privaten Nutzung Vergü-
tungsbestandteil ist und diese
gerade nicht mehr geschuldet
wird. Das BAG hat in seiner Ent-
scheidung vom 10.12.2000, 5
AZR 240/99, ausgeführt, dass
der Anspruch auf Überlassung
des Firmenfahrzeuges jedoch
nunmehr aus § 14 Abs. 1 Satz 1
MuSchG abzuleiten ist. Der
Wortlaut des Gesetzes verbiete
es nicht, dass der Zuschuss zum
Mutterschaftsgeld in Form eines
Sachbezuges zu erbringen ist.
Begründet wird dies in erster Li-
nie damit, dass die werdende
und später die junge Mutter vor
wirtschaftlichen Nachteilen ge-
schützt werden soll. Würde ihr
Recht auf den Sachbezug mit
Beginn der Schutzfrist entfallen,
so wäre sie in der Phase, in der
sie erhöhter Schutzbedürftigkeit
unterliegt, gezwungen, sich ge-
gebenenfalls um ein anderes
Fahrzeug zu bemühen. Sie müs-

se davor geschützt werden, die-
ser zusätzlichen Belastung aus-
gesetzt zu sein. Deshalb sei § 14
Abs. 1 Satz 1 MuSchG jedenfalls
so auszulegen, dass weiterhin
Anspruch auf den Sachbezug be-
steht, sofern die Mitarbeiterin in
den letzten 3 Monaten vor Beginn
der Schutzfrist Anspruch auf die
private Nutzung des Firmenwa-
gens hatte.  
 
Dieser Anspruch besteht im Übri-
gen auch in Phasen eines Be-
schäftigungsverbotes im Sinne
des § 3 Abs. 1, 4 MuSchG.  
 
Während der Elternzeit besteht
hingegen kein Anspruch auf wie-
tere Überlassung des Firmenfahr-
zeuges zur privaten Nutzung, da
in dieser Zeit auch kein Vergü-
tungsanspruch gegenüber dem
Arbeitgeber besteht und eine dem
§ 14 MuSchG vergleichbare Vor-
schrift für die Dauer der Elternzeit
nicht existiert.  
 
Hans-Georg Herrmann 
Rechtsanwalt 
Saarbrücken 
Kontakt: 
herrmann@rechtsanwaltspraxis.com 
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Gehören Provisionen zum Urlaubsentgelt? 
 

Mit dieser Frage hatte sich der
Europäische Gerichtshof kürzlich
in einem Verfahren auseinander
zu setzen. Der Kläger war als
Verkaufsberater tätig, sein monat-
liches Entgelt setzte sich aus ei-
nem Grundgehalt sowie Provisio-
nen zusammen. Die Provisionen
machten ca. 60 % der Gesamt-
vergütung aus.  
 
Die beklagte Arbeitgeberin zahlte
dem Kläger jedoch ein Urlaubs-
entgelt nach Maßgabe des
Grundgehalts und der in den Wo-
chen vor dem Urlaub verdienten
Provisionen. Nach dem Urlaub
bekam der Kläger lediglich sein
Grundgehalt ausgezahlt, weil er
während des Urlaubs keine Ver-
kaufsabschlüsse tätigen und so-
mit auch keine Provisionen ver-
dienen konnte. Dies sah der Klä-
ger nicht ein und klagte.  
 
Auf Vorlage des britischen Ge-
richts entschied der Europäische
Gerichtshof, dass eine Provision,
die sich nach getätigten Verkäu-

fen bemisst, in die Berechnung
des Urlaubsentgelts einzubezie-
hen ist.  
 
Zudem darf der finanzielle Nach-
teil auch nicht hinausgeschoben
werden, weil der Arbeitnehmer
nach seinem Urlaub lediglich das
Grundgehalt bezieht, da er wäh-
rend des Urlaubs keine Verkäufe
tätigen und somit keine Provision
verdienen konnte. Dies ergibt
sich nach Auffassung des Ge-
richtes aus der Arbeitszeitricht-
linie RL 2003/88/EG. 
 
Mit dem dort manifestierten An-
spruch auf einen bezahlten Min-
desturlaub von vier Wochen pro
Jahr soll die Erholung der Arbeit-
nehmer sichergestellt werden,
wobei davon ausgegangen wird,
dass dieser Zweck nur erreicht
werden kann, wenn das während
des Urlaubs gezahlte Gehalt mit
dem in Zeiten geleisteter Arbeit
vergleichbar ist.  
 
Finanzielle Einbußen während

des Urlaubs können dazu führen,
dass Arbeitnehmer auf den Ur-
laub verzichten, was nach der
Richtlinie definitiv nicht beabsich-
tigt ist. 
 
Für die Berechnung des Urlaubs-
entgelts kann auf einen Mittelwert
aus einem nach dem nationalen
Recht als repräsentativ geltenden
Referenzzeitraum abgestellt wer-
den. 
 
Da in Deutschland in § 11 Abs. 1
Satz 1 BUrlG eine entsprechende
Regelung bereits besteht, dürfte
sich für deutsche Unternehmen
die Wirkung ausschließlich auf
Tochtergesellschaften in einem
EU-Land beschränken.  
(EuGH, Entscheidung vom 22. Mai
2014, AZ: C-539/12) 
 
Stefan Engelhardt 
Rechtsanwalt 
Hamburg  
Kontakt: 
stefan.engelhardt@roggelin.de 
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Werbung im taxLegis.de - Magazin für freie Werbepartner 
 

Wir bieten Anzeigengrößen im Format von 1/8, 1/4, 1/2, und einer kompletten (1/1) DIN-A4-Seite. 
 

Nachstehend unsere Preisliste für Anzeigenwerbung: 
 

Größe 

 

Monatspreis 

1 Ausgabe 

Werbepaket 1 

4 Ausgaben 

Werbepaket 2  

8 Ausgaben 

Werbepaket 3 

12 Ausgaben 

1/8 Seite 125,00 € 375,00 € 750,00 € 1.250,00 € 

1/4 Seite 225,00 € 675,00 € 1.350,00 € 2.025,00 € 

1/2 Seite 400,00 € 1.200,00 € 2.400,00 € 3.600,00 € 

1/1 Seite 700,00 € 2.100,00 € 4.200,00 € 6.300,00 € 

(Die vorgenannten Preise sind Nettopreise zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer) 
 

Für unsere Mitglieder sowie die Kooperationspartner 
gelten Sondertarife bei den Werbepaketen 2 und 3. 

Bei Interesse wenden Sie sich bitte an schriftleitung@taxlegis.de. 

Auftrag per Fax an: 06241-93800-8 
 
Hiermit erteile ich verbindlich Auftrag für eine Werbeanzeige im taxLegis.de-Magazin in 
folgender Größe (Vorlage wird als Datei geliefert): 
�  1/8 Seite �  1/4 Seite 
�  1/2 Seite �  1/1 Seite 
für folgende Zeitdauer: 
�  1 Monat �  4 Monate (= Werbepaket 1) 
�  8 Monate (= Werbepaket 2) �  12 Monate (= Werbepaket 3) 
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_____________________________________________________________________ 
Name 
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Straße, Nr. 
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_____________________________________________________________________ 
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haben (kostenlos) folgende Möglichkeiten: 
 
 Eine kurze Firmenpräsentation 
 
 In jeder weiteren Ausgabe werden wir Mitgliedsunternehmen vorstellen:  
 Geschichte - Produkte - Personen   
 Unsere Redaktion steht hierbei zur Verfügung  
 
 Kleinanzeigen auf www.taxLegis.de im „Marktplatz“ unter den Rubriken: 
 
 �  Unternehmensabgabe/Unternehmenssuche 

 �  Nachfolger gesucht 

 �  Geschäftspartner gesucht 

 �  Kapitalmarkt/Unternehmensbeteiligungen 
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